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S I T Z U N G S N I E D E R S C H R I F T  
 

Gremium 
 

Finanzausschuss 
Sitzungsort 

Sitzungssaal, 2. OG, VG I, Hauptstraße 14  
Datum 

11.02.2010 
Beginn 

17:00 Uhr 
Ende 

20:18 Uhr 

 
Zur heutigen Sitzung sind folgende Damen und Herren ordnungsgemäß eingeladen 
worden und sind anwesend: 
 
Mitglieder 
Hortolani, Frauke Dr.    
Philipp, Gerd E.    
Schier, Klaus Peter Vertretung für Frau Tempel 
Schwabe, Bernd Ulrich    
Grüntker, Hermann    
Kampschulte, Matthias    
Steuernagel, Rolf    
Zeilert, Hans-Jürgen    
Gießwein, Brigitta    
Weidenfeld, Uwe Vertretung für Herrn Gießwein 
Kranz, Jürgen    
Lubitz, Eleonore ab 17 Uhr 02 
Siepmann, Ernst Walter    
 
Vorsitzender 
Schwunk, Michael    
 
stellv. Vorsitzender 
Flüshöh, Oliver    
 
Sitzungsteilnehmer/innen von der Verwaltung 
Kuss, Jürgen    
Stobbe, Jochen    
Voß, Jürgen    
 
Schriftführer/in 
Mollenkott, Marion    
 
 
Abwesend: 
 
Mitglieder 
Tempel, Gabriele vertreten durch Herrn Schier 
Beckmann, Philipp J.    
Gießwein, Marcel vertreten durch Herrn Weidenfeld 
 
stellv. Vorsitzende 
Strelow, Martin    
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Zu Beginn der Sitzung stellt der Vorsitzende fest, dass der Ausschuss 
ordnungsgemäß eingeladen worden und beschlussfähig ist. 
Der Vorsitzende schlägt vor, den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
„Vollständige Beratung aller Standards“ (Tischvorlage Nr. 21/2010) als Punkt  A 4 in 
die Tagesordnung aufzunehmen und verweist auf die geändert ausliegende 
Tagesordnung. 
 
Über die Änderung der Tagesordnung wird wie folgt abgestimmt: 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig       x 
 
Frau Lubitz hat an der Abstimmung nicht teilgenommen. 
 
 

A Öffentliche Tagesordnung 
 
1 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 

28.01.10 
   

 
 
2 Fragen der Einwohner/innen an Finanzausschuss 

und Verwaltung 
   

 
 
3 Mitteilungen    
 
 
4 Antrag der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen 

"Vollständige Beratung aller Standards" 
021/2010 

 
 
5 Beratung Haushaltsplanentwurf 2010/ 2011 

Produkte des FB 3:  
01.01.10 Finanzmanagement 
07.01.01 Krankenhäuser 
15.01.01 Wirtschaftsförderung 
15.01.02 Allg. Einrichtungen und Unternehmen 
16.01.01 Steuern, allg. Zuweisungen und allg. 
Umlagen 
16.01.02 Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft 

   

 
 
6 Beratung Haushaltssicherungskonzept    
 
 
6.1 Kenntnisnahme Anlage 2 zu Sitzungsvorlage 

017/2010  
(Umsetzungsstand bisheriges HSK) 

   

 
 
6.2 Beratung Anlage 3 zu Sitzungsvorlage 017/2010 

(Tabellarische Übersicht der 
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Konsolidierungsmaßnahmen) 
 
 
6.2.1 Hebesatzerhöhung Grundsteuer B (ab 2010) von 395 

auf 435 v.H. gem. Empfehlung der GPA 
   

 
 
6.2.2 Erlass einer Satzung über die Festsetzung der 

Steuersätze für die Grund- und Gewerbesteuer 
203/2009 

 
 
6.2.3 Weitere Konsolidierungsvorschläge    
 
 
6.2.4 EN-Agentur Reisekatalog 500 € ab 2010 2 jährig    
 
 
7 Fragen des Ausschusses an die Verwaltung    
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A Öffentliche Tagesordnung 
 
 
1 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 

28.01.10 
   

 
  
 
 Beschluss: 
 
Die Niederschrift der Sitzung vom 28.01.2010 wird genehmigt. 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig: X 
 

 
 
 
2 Fragen der Einwohner/innen an Finanzausschuss 

und Verwaltung 
   

 
keine  
 
 
 
 
 
 
3 Mitteilungen    
 
Herr 1. Beigeordneter und Stadtkämmerer Voß verweist auf die ausliegende 1. 
Änderungsliste zum Etatentwurf 2010/2011. 
Sie ist der Sitzungsniederschrift als Anlage 1 beigefügt. 
Er erläutert, dass sich insbesondere Verschlechterungen in Höhe von rd. 380.000 €  
durch die für 2009 nachzuzahlenden Gewerbesteuerumlagen ergeben haben. 
  
 
 
 
 
 
 
4 Antrag der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen 

"Vollständige Beratung aller Standards" 
021/2010 

 
Frau Gießwein (Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen) verweist auf den von ihrer Fraktion 
gestellten Antrag. 
Herr Voß erläutert das weitere Verfahren zum Haushaltssicherungs – und 
Personalwirtschaftskonzept 2010 ff (HSK). 
Er weist darauf hin, dass die Beratungen zum HSK in zwei Abschnitten erfolgen 
müssten. 
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Erste Beratungsergebnisse werden in das im April zu beschließende HSK einfließen, 
weitere Ergebnisse in die zum Jahresende zu erstellende Fortschreibung des HSK 
im Wege eines Nachtrags. 
 
Er stellt dar, dass in das Verfahren zum HSK die Verwaltung, die Kreisaufsicht, die 
Bezirksregierung und der Rat eingebunden werden müssen. 
Es wird hierzu eine Auftaktveranstaltung geben, dann kleinere Arbeitsgruppen, die 
mit Vertretern der Aufsicht und der Verwaltung besetzt sind. 
Ein  Bericht mit erarbeiteten Zwischenergebnissen wird den Mitgliedern des Rates 
zur Verfügung gestellt. 
Herr Voß führt weiter aus, dass die bisher vorgelegten Unterlagen (Anlage 3 der 
Sitzungsvorlage 017/2010) nicht abschließend sind, sondern von Seiten der 
Verwaltung um weitere Konsolidierungsvorschläge ergänzt werden müssen. 
Er erklärt, dass es aus Sicht der Verwaltung erforderlich ist, hier auch 
Konsolidierungsvorschläge der Fraktionen einzubeziehen. 
Herr Bürgermeister Stobbe ergänzt, dass es insbesondere wichtig ist, Standards zu 
definieren, z. B. Öffnungszeiten des Bürgerbüros. 
Die Fraktionen verständigen sich, dass eine erneute Beratung im Finanzausschuss 
am 11.03.2010 nicht für erforderlich gehalten wird, sondern über den Antrag 
abschließend im Rat am 18.03.2010 entschieden werden soll. 
 
 
 
 Beschluss: 
 
Der als Anlage beigefügte Antrag der Fraktion Bündnis 90 /Die Grünen „Vollständige 
Beratung aller Standards“ wird zur Beschlussfassung an den Rat verwiesen. 
 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig: X 
 

 
 
 
5 Beratung Haushaltsplanentwurf 2010/ 2011 

Produkte des FB 3:  
01.01.10 Finanzmanagement 
07.01.01 Krankenhäuser 
15.01.01 Wirtschaftsförderung 
15.01.02 Allg. Einrichtungen und Unternehmen 
16.01.01 Steuern, allg. Zuweisungen und allg. 
Umlagen 
16.01.02 Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft 

   

 
Produkt 01.01.10 – Finanzmanagement- : 
 
Frau Gießwein möchte wissen, ob durch den Einsatz eines dritten 
Vollziehungsbeamten städtische Forderungen in einem höheren Umfang als bisher 
realisiert werden können. 
Sie bittet hierzu um weitere Informationen. 
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Herr Kuss (Fachbereichsleiter Finanzen) führt aus, dass sich durch die schwierige 
gesamtwirtschaftliche Situation (Zunahme von Insolvenzen etc.) Forderungen oft nur 
sehr schwer realisieren lassen. 
Herr Voß verweist auf die von der Gemeindeprüfungsanstalt vorgelegten 
Untersuchungsergebnisse zum Teilbereich „Vollstreckung“ und sagt weitere 
Berechnungen für die nächsten Sitzungen des Finanzausschusses zu. 
 
Haushaltsstelle 01.01.13.543165 – Kontoführungsgebühren - : 
Herr Schwunk möchte wissen, ob es Möglichkeiten gibt, die Kontoführungsgebühren 
zu senken. 
Herr Kuss verneint dies mit Hinweis auf die Vielzahl der abzuwickelnden Buchungen. 
 
Haushaltsstelle 01.01.10.448510 – Von TBS Erträge aus Kostenerstattungen und Umlagen, 

Verwaltungskostenbeiträge -: 

Herr Voß erläutert auf Nachfrage, dass sich die im Vergleich zum Vorjahr erheblich 
verringerten Erstattungsbeträge insbesondere dadurch erklären, dass ab 2010 im 
Bereich der Veranlagung Aufgabenübertragungen von der Stadt auf die TBS 
vorgenommen wurden mit entsprechendem Personalabbau seitens der Stadt. 
 
Herr Weidenfeld (Bündnis 90 /Die Grünen) bemängelt ein fehlendes Berichtswesen. 
Herr Kuss erklärt, dass dies noch umgesetzt werden müsse. 
 
Produkt 07.01.01 – Krankenhäuser- : 
 
Herr Schwunk möchte wissen, wie die Krankenhausumlage berechnet wird. 
Herr Voß erläutert den einwohnerbezogenen Schlüssel. 
 
Produkt 15.01.01 – Wirtschaftsförderung- : 
 
Nach Diskussion über den bei Haushaltsstelle 15.01.01.531700 (Zuweisungen und 
Zuschüsse für lfd. Zwecke an private Unternehmen) veranschlagten Zuschuss an die 
GSWS erbittet Herr Schwunk ergänzende Informationen zum Stand der 
Neuausrichtung der GSWS. 
Herr Stobbe erklärt, dass der Aufsichtsrat der GSWS in den Neuausrichtungsprozess 
eingebunden wurde und sagt eine weitere zeitnahe Berichterstattung zu. 
 
Produkt 15.01.02 – Allgemeine Einrichtungen und Unternehmen- : 
 
Kein Beratungsbedarf 
 
Produkt 16.01.01 – Steuern, Allgemeine Zuweisungen und  
allgemeine Umlagen- : 
 
 
Haushaltsstelle 16.01.01.403100 – Vergnügungssteuer - : 
 
Herr Schwunk möchte wissen, ob seitens der Verwaltung eine Anhebung des 
Hebesatzes der Vergnügungssteuer geprüft wurde. 
Herr Voß erklärt, dass die von der Verwaltung vorzulegende weitere 
Konsolidierungsliste hierzu einen Vorschlag enthalten wird. 
 
Haushaltsstelle 16.01.01.537200 – Allgemeine Umlagen an Gemeinden (GV) - : 
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Herr Schwunk fragt nach, warum im Etatentwurf 2010/2011 noch der für 2009 
geltende Hebesatz der Kreisumlage enthalten ist und nicht der Stand des 
Etatentwurfs der Kreisverwaltung. 
Herr Voß entgegnet, dass der Kreistag für 2010 noch keinen endgültigen Satz 
beschlossen hat. Es können sich beim Kreis noch Änderungen bei den Zahlungen 
des Kreises an den Landschaftsverband ergeben. 
Die Höhe dieser Zahlungen wirkt sich dann auch mittelbar auf die Höhe der 
Kreisumlage aus. 
Da die Verabschiedung des Kreishaushalts zeitlich vor der Verabschiedung des 
Haushalts der Stadt Schwelm vorgesehen ist, kann der Haushaltsplan der Stadt 
Schwelm anschließend noch angepasst werden. 
Auf Nachfrage von Herrn Schwunk führt Herr Voß an, dass die Verwaltung in einem 
formellen Verfahren eine Stellungnahme zum Kreishaushalt abgeben könne, sofern 
der Rat dies wünsche. 
Alle Fraktionen begrüßen ein entsprechendes Schreiben der Verwaltung. 
 
Produkt 16.01.02 – Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft- : 
 
Haushaltsstelle 16.01.02.465110 – Von TBS, Gewinnanteile von verbundenen 
Unternehmen und aus Beteiligungen - : 
 
Herr Schwunk möchte wissen, warum der Ansatz (Gewinnausschüttung TBS) im 
Vergleich zum Vorjahr gesunken ist. 
Herr Voß erklärt, dass im Ansatz des Vorjahres Nachzahlungen für frühere Jahre 
enthalten waren. 
Er weist darauf hin, dass von einer Standarddiskussion innerhalb der Stadt auch die 
TBS betroffen seien und auch hier ggf. innerbetriebliche Veränderungen ausgelöst 
würden. 
Auf die Anregung von Herrn Schwunk, Zielvereinbarungen mit den  TBS 
abzuschließen, in denen höhere Gewinne festgelegt werden, erläutert Herr Voß 
Herkunft und Begründung der Ausschüttung. 
Gewinne könnten nur von „außen“ kommen. Im Gebührenbereich sei eine 
Kostenüberdeckung ausgeschlossen, der Dienstleistungsbereich „Stadt“ scheide 
aus. Es verbliebe der Bereich der Leistungserbringung für Dritte. 
Im Bereich der wirtschaftlichen Betätigung seien aber enge Grenzen gesetzt, sowohl 
durch die GO NRW als auch in steuerlicher Hinsicht. 
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6 Beratung Haushaltssicherungskonzept    
 
 
 
 
 
 
 
6.1 Kenntnisnahme Anlage 2 zu Sitzungsvorlage 

017/2010  
(Umsetzungsstand bisheriges HSK) 

   

 
Herr Voß erläutert auf Nachfrage von Herrn Schwunk, dass es sich bei der Anlage 2 
zu Sitzungsvorlage 17/2010 nicht um ein neues Haushaltssicherungskonzept 
handelt, sondern der Umsetzungsstand des bisherigen HSK 2009 und damit des 
entsprechenden Ratsbeschlusses dargestellt wird. 
 
 
 
 Beschluss: 
 
Kenntnisnahme festgestellt. 
 
 
 
 
 
 
6.2 Beratung Anlage 3 zu Sitzungsvorlage 017/2010 

(Tabellarische Übersicht der 
Konsolidierungsmaßnahmen) 

   

 
 
Bei den Fraktionen besteht weiterer Informationsbedarf hinsichtlich der Inhalte 
verschiedener in der Liste aufgeführter Haushaltspositionen. 
Herr Voß bittet, offene Fragen zu einzelnen Haushaltsstellen in den jeweiligen 
Fachausschussberatungen zu stellen. 
 
  
 
 
 
 
 
 
6.2.1 Hebesatzerhöhung Grundsteuer B (ab 2010) von 395 

auf 435 v.H. gem. Empfehlung der GPA 
   

 
Siehe nachfolgend TOP  6.2.2 
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6.2.2 Erlass einer Satzung über die Festsetzung der 

Steuersätze für die Grund- und Gewerbesteuer 
203/2009 

 
Die Fraktionen verdeutlichen ihre Standpunkte. 
Herr Schwunk erklärt, dass aus Sicht der FDP – Fraktion heute kein Beschluss 
erfolgen könne. 
Herr Flüshöh (CDU – Fraktion) plädiert für eine Verschiebung der Hebesatzerhöhung 
auf zukünftige Jahre. 
Herr Philipp (SPD- Fraktion) erklärt, dass die SPD einer Hebesatzerhöhung 
zustimmen werde, insbesondere da der Rat gefordert sei, ebenfalls 
Konsolidierungsvorschläge zu machen. 
Frau Gießwein erklärt für ihre Fraktion, dass sie sich eine Anhebung der Grundsteuer 
vorstellen könne, allerdings müsse diese in ein „Gesamtpaket“ der 
Konsolidierungsmaßnahmen passen. 
Frau Lubitz (Fraktion  Linke), verdeutlicht, dass ihre Fraktion eine 
Grundsteuererhöhung mittragen könne unter der Voraussetzung, dass keine 
Kürzungen der Sozialleistungen erfolge. 
 
  
 
Beschluss: 
Die Änderungssatzung über die Festsetzung der Steuersätze für die Grund- und 
Gewerbesteuer in der Stadt Schwelm soll entsprechend dem der Vorlage Nr. 
203/2009 beigefügten Entwurf vor der abschließenden Entscheidung im Rat in einer 
noch zu bestimmenden Sitzung des Finanzausschusses erneut vorberaten werden.  
 
 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig: X 
 

 
 
 
6.2.3 Weitere Konsolidierungsvorschläge    
 
Herr Schwunk verweist darauf, dass  die Verwaltung zugesagt hat, zur nächsten 
Sitzung des Finanzausschusses eine Liste mit weiteren Konsolidierungsvorschlägen 
vorzulegen.  
Seine Fraktion sähe größere Potenziale. 
Herr Voß bittet, Anregungen konkret zu bezeichnen. 
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6.2.4 EN-Agentur Reisekatalog 500 € ab 2010 2 jährig    
 
Herr Stobbe führt aus,  dass entschieden werden muss, ob sich die Stadt Schwelm 
mit 500 € an den Herstellungskosten eines von der EN – Agentur herausgegebenen 
Reisekataloges beteiligt. 
Er sagt weitere Informationen zur nächsten Sitzung des Finanzausschusses zu und 
schlägt vor, die Beratung entsprechend zu vertagen. 
 
 
 
 
Beschluss: 
Vertagt zur nächsten Sitzung des Finanzausschusses 
 
 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig: X 
 

 
 
 
7 Fragen des Ausschusses an die Verwaltung    
 
Herr Kampschulte (CDU – Fraktion) bittet um weitere Sachstandsmitteilung bezüglich 
der Neuorganisation des Reinigungsdienstes, insbesondere bittet er um eine 
anonymisierte Aufstellung über den Auslauf von befristeten Verträgen der 
Mitarbeiter. 
Herr Voß erwidert, dass die Unterlagen nach Fertigstellung von der Verwaltung zur 
Verfügung gestellt werden. 
Er führt aus, dass Teil 1 der Untersuchungen abgeschlossen, aber noch nicht 
abgestimmt ist, Teil 2 jetzt von IM erstellt werden muss. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unterschriften zu den Seiten 1 bis 10 der Sitzungsniederschrift  vom heutigen Tage. 
 
Schwelm, den 19.02.2010 Schriftführerin 

gez.  
Mollenkott 

Vorsitzender 
gez.  
Schwunk 
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